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Versicherung 

 

Bei einer Tätigkeit im Rahmen einer Ausbildungsstation im Ausland unterliegen Rechtsreferendare 

grundsätzlich sowohl im Hinblick auf ihre Unterhaltsbeihilfe als auch im Hinblick auf etwaige zusätzliche 

Stationsentgelte der deutschen Sozialversicherungspflicht. 

 

Ob darüber hinaus auch eine Sozialversicherungspflicht des anderen Staates für den zusätzlichen Ver-

dienst oder auch die Unterhaltsbeihilfe besteht, ist unterschiedlich zu beurteilen:  

 

• Innerhalb der Mitgliedstaaten der Europäischen Union, der EWR-Staaten Island, Liechtenstein 

und Norwegen sowie der Schweiz und dem Vereinigten Königreich Großbritannien und Nordir-

land gilt, dass ausschließlich deutsches Sozialversicherungsrecht Anwendung findet (Art. 11 

Abs. 3 lit. b bzw. Art. 12 Abs. 1 VO (EG) 883/2004).  

 

• Darüber hinaus hat die Bundesrepublik Deutschland mit zahlreichen Staaten Sozialversiche-

rungsabkommen abgeschlossen. Danach wird häufig für Fälle der Entsendung vereinbart, dass 

ausschließlich deutsches Sozialversicherungsrecht Anwendung findet. Viele bilaterale Abkom-

men beziehen sich allerdings auch nur auf einzelne Zweige der Sozialversicherung. Merkblätter 

zu den einzelnen Staaten finden sich auf der Homepage der Deutschen Verbindungsstelle 

Krankenversicherung - Ausland (DVKA) (https://www.dvka.de/). 

 

• Im Übrigen kann es beim Fehlen entsprechender Abkommen (oder nur teilweiser Regelungen) 

im Einzelfall zu einer doppelten Versicherungspflicht kommen.  

 

Um zu vermeiden, dass es auch in Fällen, in denen keine doppelte Versicherungspflicht besteht, zu 

einer Pflicht zur Abführung von Sozialversicherungsbeiträgen in zwei Staaten kommt, müssen bei der 

zuständigen Krankenkasse oder der DVKA je nach Sachverhalt unterschiedliche Unterlagen beantragt 

werden.  

 

Für Rechtsreferendare, die ins Ausland entsandt werden und  

 

a) die ihre Ausbildungsstation im europäischen Ausland (EU/EWR-Raum/Schweiz/Vereinigtes Kö-

nigreich) wahrnehmen, ist eine „Bescheinigung über die anzuwendenden Rechtsvorschriften 

(Vordruck A1)“ zu beantragen;  

 

b) die ihre Ausbildungsstation im außereuropäischen Ausland in solchen Staaten wahrnehmen, 

mit denen ein Sozialversicherungsabkommen besteht, ist die Ausstellung einer „Bescheinigung 

über die Anwendung der deutschen Rechtsvorschriften“ in der Sozialversicherung - abhängig 

vom jeweiligen Land der Ausbildungsstation - zu beantragen. 
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Der Antrag auf Erteilung einer A1-Bescheinigung (vorstehend a) ist unter Verwendung des hierfür im 

Internetauftritt des Oberlandesgerichts Bamberg zur Verfügung stehenden Vordrucks bei der Präsiden-

tin des Oberlandesgerichts Bamberg zu stellen. Die im Vordruck geforderten Angaben werden für die 

weitere elektronische Bearbeitung benötigt. Ohne Antragstellung wird die A1-Bescheinigung, die der 

ausländische Arbeitgeber häufig fordert, nicht ausgegeben. 

 

Für die Erteilung einer Bescheinigung über die Anwendung der deutschen Rechtsvorschriften (vorste-

hend b) ist der entsprechende Vordruck, der für den ausländischen Staat auf der Website der DVKA zur 

Verfügung steht, vom Rechtsreferendar hinsichtlich des Adressaten, der Angaben zur Person (unbe-

dingt auch Rentenversicherungsnummer) und zur ausländischen Ausbildungsstelle vorauszufüllen und 

bei der Präsidentin des Oberlandesgerichts Bamberg -  Referendargeschäftsstelle - mit der Bitte um 

Vervollständigung und Weiterleitung an die gesetzliche Krankenkasse einzureichen. 

 

Für die Stellung des erforderlichen Antrags (a, b) ist jeder Rechtsreferendar selbst verantwortlich. Die 

Antragstellung liegt ausschließlich im Interesse des Rechtsreferendars, da insbesondere die A1-Be-

scheinigung bei Kontrollen der Beschäftigten im Ausland zunehmend an Bedeutung gewinnt. 

 

Weitere Auskünfte zur Frage der Sozialversicherungspflicht erteilen die gesetzlichen Krankenkassen 

und die DVKA. 

 

 

Leistungen des Dienstherrn bei einer Erkrankung 

 

Erkranken Rechtsreferendare während einer Ausbildung im Ausland, findet § 17 SGB V Anwendung. 

Dieser sieht eine Leistungspflicht des Arbeitgebers (Dienstherrn) vor. Dabei ist zwischen folgenden 

Konstellationen zu unterscheiden: 

 

• Wenn Rechtsreferendare in ein Land der Europäischen Union oder in ein Land, mit dem die 

Bundesrepublik Deutschland ein Sozialversicherungsabkommen geschlossen hat, entsandt 

werden, können im Allgemeinen die Leistungen der Krankenkasse durch eine im Ausland an-

sässige Krankenkasse gewährt werden. Den für die Gewährung der Leistungen notwendigen 

Vordruck stellt die deutsche Krankenkasse auf Antrag bereits vor Verlassen der Bundesrepublik 

Deutschland aus. Es ist ratsam, rechtzeitig bei der Krankenkasse anzufragen, ob, in welchem 

Umfang und unter Beachtung welcher Formalitäten im Ausland Leistungen gewährt werden (In-

formationen unter https://www.dvka.de/). 

 

• Wenn Rechtsreferendare in ein Land entsandt werden, mit dem keine zwischenstaatlichen oder 

überstaatlichen Vereinbarungen bestehen, hat nach § 17 SGB V der Arbeitgeber (Dienstherr) 

dem im Ausland erkrankten Rechtsreferendar die ihm bei seiner Krankenkasse zustehenden 

Leistungen zu gewähren. Die Krankenkasse hat dem Arbeitgeber nach § 17 Abs. 2 SGB V die 

ihm entstandenen Kosten bis zu der Höhe zu erstatten, in der sie ihr im Inland entstanden wä-

ren. Etwaige darüber hinausgehende Kosten verbleiben dem Arbeitgeber. Insofern trägt der 

Arbeitgeber das Kostenrisiko bei einer Erkrankung von Rechtsreferendaren während einer Aus-

bildung im Ausland.  

 

Im Rahmen des § 17 SGB V übernimmt der Freistaat Bayern die dem Rechtsreferendar entstandenen 

Kosten, soweit dieser Leistungen der in § 11 SGB V genannten Art in Anspruch genommen hat und es 

sich um „übliche Krankheitskosten" handelt. Keine „üblichen Krankheitskosten" und daher auch nicht 

von § 17 SGB V erfasst sind z. B. krankheits- bzw. unfallbedingte Rücktransportkosten. Zur Abdeckung 

solcher Kostenrisiken wird der Abschluss einer privaten Zusatzversicherung (Auslandskrankenversiche-

rung) empfohlen. Der Freistaat Bayern beteiligt sich nicht an den Kosten einer solchen Versicherung.  

 

Auch die Kosten einer Impfprophylaxe hat der Rechtsreferendar selbst zu tragen. 

https://www.dvka.de/


- 3 - 

 
 
 

Zuständig für die Abwicklung ist das  

 

Landesamt für Finanzen  
Dienststelle Bayreuth   
Ref. 442 (Rechtsreferendar im Ausland)  
Postfach 10 02 64 
95402 Bayreuth 

 

Dieser Stelle sind die Originalrechnungen für im Ausland entstandene Aufwendungen unter Angabe der 

Versicherungsnummer und der genauen Bezeichnung der Krankenversicherung (Anschrift) zu übersen-

den. Das Zuweisungsschreiben in den Ausbildungsabschnitt ist in Kopie beizufügen. Die Rechnungen 

müssen genau und detailliert die im Ausland in Anspruch genommenen Leistungen aufzeigen, damit 

der Erstattungsanspruch ermittelt werden kann. 

 

Abschlagszahlungen ins Ausland ohne vorherige Teilrechnungsstellung können nicht erfolgen. 
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